
Antwort aus Karlsruhe auf die Persönliche Erklärung eines deutschen Staatsbürgers zum  
"Tornado"-Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

Das Bundesverfassungsgericht sieht davon ab, in eine
öffentliche Diskussion über ergangene Entscheidungen

mit dem Bürger einzutreten
In unserer LP 139/07 haben wir eine Persönliche Erklärung zu dem "Tornado"-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts veröffentlicht, die sich kritisch mit dieser Entscheidung ausein-
ander gesetzt hat. Der Präsidialrat des Bundesverfassungsgericht hat mit einer Antwort 
reagiert, die wir als Faksimile abdrucken: 
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In der Persönlichen Erklärung wurden lange Passagen des Urteils wörtlich zitiert und kom-
mentiert. Wie daraus zu ersehen war, lag dem besorgten Staatsbürger das Urteil also be-
reits vor, als er dazu Stellung genommen hat. Deshalb hätte man auf den Hinweis zum 
Fundort des Urteils und die mitgesandte Pressemitteilung verzichten können. 

Das Bundesverfassungsgericht spricht seine Urteile zwar "im Namen des Volkes" und er-
laubt Angehörigen desselben  auch  gnädigst, sie kritisch zu kommentieren. Es lässt sich 
aber nicht dazu herab, näher auf die Kritik einzugehen. 
Der angezogene Art. 93 des Grundgesetzes beschreibt lediglich, für welche Rechtsfälle 
das Verfassungsgericht zuständig ist, untersagt aber keinesfalls "eigene Entscheidungen 
zu kommentieren oder in einen allgemeinen Meinungsaustausch bzw. in eine öffentliche 
Diskussion mit dem Bürger darüber einzutreten". 

Wer die Persönliche Erklärung zu dem "Tornado"-Urteil auf unserer Website noch einmal 
nachliest und mit dem Urteil vergleicht, kann selbst feststellen, wie widersprüchlich viele 
Begründungen der Karlsruher Richter ausgefallen sind. Wer so nachlässig arbeitet, kann 
sich nicht durch Schweigen vom hohen Ross herab aus der Affäre ziehen. 
Dieses "Basta"-Verhalten war schon äußerst fragwürdig, als es ein Vertreter der Exekuti-
ve, der ehemalige Bundeskanzler Schröder, praktiziert hat. Wenn die letzte juristische In-
stanz der Bundesrepublik genau so agiert, müssen wir uns ernsthaft Sorgen um die Zu-
kunft unseres Rechtsstaates machen. Mit  dieser leichtfertigen, jede fragwürdige Regie-
rungs-  oder  Parlamentsentscheidung  gutheißenden  Arroganz  wird  "Grundgesetz-Än-
derern"  wie  Schäuble  die  schrittweise  Aushöhlung  unserer  Verfassung sehr  leicht  ge-
macht. 
Art. 97 (1) des Grundgesetzes legt fest: "Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetz 
unterworfen." Ihre Urteile dürfen aber keinesfalls den Rahmen sprengen, den unsere Ver-
fassung und die geltenden Gesetze vorgeben. 
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